
 

 

 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Referates Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, 
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung über die Entscheidung zum Antrag der Stork 
Umweltdienste GmbH in 39126 Magdeburg auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur wesentlichen Änderung der Mineralgemisch-
anlage in 39126 Magdeburg 
 
Auf Antrag wird der Stork Umweltdienste GmbH in 39126 Magdeburg die immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur 
wesentlichen Änderung einer 
 

Mineralgemischanlage 
(zukünftig Anlage zur Metallentfrachtung) 

 
Hier: 
- Erhöhung des Durchsatzes von 600.000 t/a auf 900.000 t/a, 
- Errichtung einer neuen Zu- und Ausfahrt zur Grabower Straße, 
- Errichtung von 2 neuen Hallen einschließlich neuer Emissionsquellen, 
- Um- und Neuordnung der Lagerboxen im Freien, 
- Errichtung und Betrieb einer Entstaubungsanlage, 
- Errichtung einer LKW-Verladung mit Dosiereinrichtung, 
- Annahme, zeitweilige Lagerung und Behandlung von Schlacken als gefährlicher Ab-

fall, 
- Durchführung der Materialtrocknung, 
- Erhöhung der zeitweiligen Lagerung an Eisen- und Nichteisenmetallen 
 
(Anlage nach Nr. 8.11.2.1, 8.11.2.3, 8.11.2.4, 8.12.1.1, 8.12.2, 8.12.3.1, 8.15.1 und 8.15.3 des 
Anhangs 1 zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Art. 10 der 
Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (IE-Richtlinie)) 
 
in 39126 Magdeburg 
 
Gemarkung: Magdeburg 
Flur:  204  
Flurstücke:    10164; 10167; 10170; 10314; 10315; 10316; 10318; 10319; 10321; 10323; 

10325; 10327; 10329; 10331; 10333; 10335; 10337; 10339; 10341; 10343; 
10480; 10482; 10484; 10486; 10488; 10497; 10498; 10500; 10502; 10503; 
10504; 10505; 10507; 10508; 10509; 10510; 10511; 10512; 10513; 10514; 
10515; 10517; 10546; 10548; 10550; 10552; 10554; 10556; 10551; 10651; 
10653; 10655; 10658; 10659; 10672; 10648; 10662; 10665; 10668; 10670 

 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt. 
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit Bedingungen und Auflagen zur Erfül-
lung der Genehmigungsvoraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG verbunden und enthält 
folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

http://homenet.lvwa.lsa-net.de/rphalle/homenet/publikationen/logo_lvwa/grafik/LVwA_bmp.bmp


 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Magdeburg (Justizzentrum Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magde-
burg) erhoben werden.  
 
Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Begründung liegt in der Zeit vom 
 

16.09.2023 bis einschließlich 29.09.2023 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebenen Werktagen und Zeiten eingese-
hen werden: 
 
1. Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Magdeburg 
 Fachbereich Bau- und Umweltrecht 
 Fachdienst Umwelt / Raum 727 
 Julius-Bremer-Str. 8-10 
 39104 Magdeburg 
 
 Mo. von 09:00 bis 12:00 Uhr und von 13:00 bis 15:00 Uhr 
 Di.  von 09:00 bis 12:00 Uhr und von 13:00 bis 17:30 Uhr 
 Mi. von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 Do. von 09:00 bis 12:00 Uhr und von 13:00 bis 15:00 Uhr 
 Fr. und vor gesetzlichen Feiertagen von 09:00 bis 12:00 Uhr 
 
(Eine persönliche Einsichtnahme in den Genehmigungsbescheid ist nur nach vorheriger Ter-
minabstimmung möglich. Zur Terminvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummer 0391 
540 2638 bzw. 0391 540 2632.) 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123  
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
 Mo. - Do.     von 08:00 bis 15:00 Uhr 
 Fr. und vor gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, wird durch diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom Tage der öffentlichen Be-
kanntmachung an bis zum Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und seine Begründung 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich beim Landesverwaltungs-
amt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) angefordert werden. Die Übersendung des 
Bescheides erfolgt formlos und setzt keine neuen Rechtsmittelfristen in Gang. Mit dem Ende 
der o. g. Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen 
erhoben haben, als zugestellt. 
 
Gegen den hier bekanntgemachten Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Ende der Auslegungsfrist Klage beim Verwaltungsgericht Magdeburg (Justizzentrum 
Magdeburg, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg) erhoben werden.  
 


